
 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Karlsruhe 
 
Entscheidung des Regierungspräsidiums Karlsruhe über den Antrag der EnBW Energie Baden-
Württemberg AG, Durlacher Allee 93, 76131 Karlsruhe, auf Erteilung einer immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigung zur Änderung des Rheinhafen-Dampfkraftwerks Karlsruhe um die Er-
richtung und den Betrieb einer neuen Vollentsalzungsanlage.  
Das Verfahren wurde ohne Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 16 Abs. 2 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) durchgeführt. Das Regierungspräsidium Karlsruhe macht den verfügenden 
Teil der Entscheidung sowie die Rechtsbehelfsbelehrung gemäß § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG öffentlich 
bekannt: 
 
Genehmigung vom 21.04.2026 nach Bundes-Immissionsschutzgesetz, Az.: RPK541-8823-89/10/5. 
 
 Auf Ihren Antrag vom 12.09.2025 mit Eingang 12.09.2025, zuletzt ergänzt am 20.03.2026, erteilen wir 

Ihnen hiermit gemäß §§ 16, 10 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit § 1 
Abs. 1, 2 und Nr. 1.1 des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BIm-
SchV) die 

 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung 

 
zur Änderung des Rheinhafen-Dampfkraftwerks Karlsruhe um die Errichtung und den Betrieb einer 
neuen Vollentsalzungsanlage. 
 

 
1. Die Änderung umfasst die Erweiterung des Rheinhafen-Dampfkraftwerks (RDK) um die Errich-

tung und den Betrieb einer neuen Vollentsalzungsanlage mit einer Produktionskapazität von 60 
m3 Deionat pro Stunde (30 m3/h je Straße). 

 
2. Die Genehmigung wird mit den unter Nr. IV genannten Nebenbestimmungen erteilt. 

 
3. Der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung liegen die unter Nr. II dieses Bescheides aufge-

führten Antragsunterlagen zugrunde. Die Anlage ist entsprechend diesen Unterlagen zu errich-
ten und zu betreiben, soweit in den Nebenbestimmun-gen nichts anderes festgelegt ist. 

 
4. Die Genehmigung schließt die baurechtlichen Genehmigungen nach der Landes-bauordnung für 

Baden-Württemberg (LBO) mit den unter IV.5. genannten Neben-bestimmungen mit ein. 
 

5. Der Genehmigungsbescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 
13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden. 

 
6. Die sich aus den bisherigen Genehmigungen ergebenden Rechte und Pflichten bleiben unbe-

rührt, soweit sie nicht mit dem Inhalt dieses Bescheides in Widerspruch stehen. 
 

7. Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Bestandskraft dieser Ent-
scheidung mit der Durchführung der Änderung der Anlage begonnen wird.  

 
8. Die sofortige Vollziehung dieser Entscheidung wird angeordnet. 

 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richtshof Baden-Württemberg, Schubertstr. 11, 68165 Mannheim erhoben werden. 
Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung enthält Nebenbestimmungen sowie die Begründung, aus 
der die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe, die zur Entscheidung geführt haben, hervor-
gehen. 
 
Karlsruhe, den 22.04.2026 Regierungspräsidium Karlsruhe 


